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3. Auch hinsichtlich der geltend gemachten mate-
riellen Ansprüche ist die Klage - soweit zulässig -
überwiegend unbegründet. [...]

a. Die Kläger machen unter anderem Ersatz der

Anwaltskosten geltend, die ihnen im Zusammenhang
mit den verbandsrechtlichen Verfahren der Beklagten
zu 2) entstanden sind. Diese sind dem Grunde nach
erstattungsfähig. Wie dargelegt, folgt die Kammer der
Auffassung des OLG Düsseldorf, wonach bereits die
rechtswidrigen Sanktionsentscheidungen der Beklag-
ten die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 823
BGB i. V. m. Art. l, Art. 2 GG erfüllen. Die für einen

Geldentschädigungsanspruch zum Ersatz des immate-

riellen Schaden auf Schadensebene zusätzlich zu be-
rücksichtigenden Voraussetzungen bleiben bei mate-
riellen Schadensersatzansprüchen unberücksichtigt.
Die Ersatzfähigkeit materieller Schäden richten sich
allein nach den §§249 ff. BGB. Vorprozessuale
Rechtsverfolgungskosten sind daher zu ersetzen, so-

weit diese notwendig waren (MüKoBGB/Oetker,
8. Aufl. 2019, BGB, § 249 Rn. 180). Dies ist nur aus-
nahmsweise zu verneinen, beispielsweise wenn der

Schädiger seine Ersatzpflicht dem Grunde und der
Höhe nach anerkannt hat (a. a. 0.). Entsprechendes

war vorliegend nicht der Fall.
Der Anspruch besteht jedoch nicht in der geltend

gemachten Höhe. Die Kläger machen Kosten geltend,
die ihnen gegenüber der Kanzlei Bird & Bird auf der
Grundlage einer Honorarvereinbarung mit einem ver-

einbarten Stundensatz in Höhe von 350,00 €/h entstan-
den seien. Sie können jedoch nur die Anwaltskosten
erstattet verlangen, die bei einer Abrechnung auf RVG-
Basis entstanden wären. Vorprozessuale Rechtsverfol-

gungskosten in Form anwaltlichen Zeithonorars kann
als Schaden grundsätzlich nur bis zur Höhe der gesetzli-
chen Gebühren erstattet verlangt werden. Weitergehen-

de Kosten können nur in besonderen Ausnahmefällen,

wenn der Geschädigte dies nach den besonderen Um-
ständen des Einzelfalls für erforderlich und zweckmäßig
halten durfte, erstattet werden. Hierfür ist der Geschä-

digte darlegungspflichtig (BGH NJW 2015, 3447, Ls.;
vgl. auch BGHNJW2014,939,942, Rn. 48).

Die Kläger haben zu den genannten Voraussetzun-

gen jedoch - auch auf entsprechenden Hinweis der
Kammer - nicht hinreichend substantiiert vorgetra-

gen. Die Kläger haben insbesondere nicht behauptet,
dass sie keinen Anwalt gefunden hätten, der das Man-
dat auf RVG-Basis übernommen hätte. Stattdessen

haben die Kläger auf den gerichtlichen Hinweis mit
der Zitierung von OLG-Entscheidungen reagiert, die
zur grundsätzlichen Erstattungsfähigkeit von Stunden-
honoraren in schiedsgerichtlichen und in gerichtlichen
Verfahren ergangen sind.

Soweit das OLG München - ebenso wie das DIS-
Sportschiedsgericht in der von den Klägern zitierten
Entscheidung vom 2. 11. 2017 (SpuRt 2018, 229,
Anl. K3) - entschieden hat, dass in einem schieds-

gerichtlichen Verfahren nach §§ 1051 ff. ZPO auch
vereinbarte Zeithonorare als zur zweckmäßigen

Rechtsverfolgung notwendig aufzuwendende An-
waltskosten anzusehen sein können (OLG München,
Beschluss vom 04. Juli 2016 - 34 Seh 29/15 -, Rn. 92,
juris), lässt sich dies jedoch nicht ohne weiteres auf
das vorliegende Verfahren übertragen. Insoweit ist

insbesondere zu berücksichtigen, dass ein Schieds-

Spruch durch ein Schiedsgericht die Wirkungen eines
rechtskräftigen gerichtlichen Urteils hat (§ 1055 ZPO)
und nur in besonders gelagerten Ausnahmefällen
durch ein ordentliches Gericht aufgehoben werden
kann (§ 1059 ZPO). Demgegenüber kann ein ver-
bandsrechtliches Urteil - wie im vorliegenden Fall ge-
schehen - in deutlich weitergehendem Umfang durch
die ordentlichen Gerichte überprüft werden. Im Ubri-
gen ist auch in schiedsgerichtlichen Verfahren unter
mehreren gleich gearteten Maßnahmen die kosten-

günstigere auszuwählen (OLG München, a. a. 0.,

Rn. 92). Überdies hat das OLG München seine Ent-
Scheidung (auch) darauf gestützt, dass die Beschrän-
kung der Erstattungsfähigkeit auf die zur zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung notwendigen Kosten
gemäß § 1057 Abs. l Satz l ZPO in der Wortwahl
zwar der Vorschrift des § 91 Abs. l ZPO entspreche,
eine Begrenzung auf die gesetzlichen Gebühren ge-
maß § 91 Abs. 2 ZPO aber nicht zum Ausdruck brin-
ge (Rn. 91). § 1057 ZPO findet vorliegend jedoch
keine Anwendung. [...]

(M.itgeteilt von RA David Menz, München)

5. Schadensersatzanspruch des
Zweiterwerbers gegenüber dem Erst-
erwerber beim Ticketverkauf?

§§ 453 Abs. l, 433 Abs. l Satz 2, 435 Satz l, 437
Nr. 3, 249, 252 BGB

Sperrt ein Fußballclub Tickets für ein Bundesligaspiel
aufgrund der Annahme, der Ersterwerber habe durch
den nicht autorisierten Verkauf derselben gegen die
Allgemeinen Ticket-Geschäftsbedingungen verstoßen,
und verwehrt er den Ticketinhabern, hier Dritterwer-

bern, den Zutritt zum Stadion, hat der Ersterwerber
dem Zweiterwerber dafür nicht einzustehen. (Leitsatz
des Bearbeiters).

AG Singen, Un. v. 5. 5. 2020, Az.l C 33/20

Zum Sachverhalt:

Die Parteien streiten um Schadensersatz aus einem Vertrag über

den Erwerb von Emtrittskarten für ein Fußbaüspiel in der ersten
Fußballbundesliga.

Der Kl. erwarb vom Bekl. für das Spiel des SC F. gegen den
SV Werder B. vier Emtrittskarten zum Preis in Höhe von

104,33 Euro, die der Bekl. für insgesamt 68,00 Euro vom SC F.
direkt erworben hatte. Drei der Karten veräußerte der Kl. zum

Preis in Höhe von 396.45 Euro über die nicht vom SC F. auto-

risierte Online-Verkaufs-Plattform viagogo an einen Dritten

weiter. Viagogo bietet (u. a.) eine Onlme-Plattform, die Verkäu-

fer und Käufer von Eintrittskarten für Großveranstaltungen

zusammenbringt.

Den drei Personen, die mit diesen drei über viagogo erworbe-

nen Eintrittskarten das betreffende Spiel besuchen wollten, wur-

de im Rahmen der Zutrittskontrolle infolge der vereinsseitigen
Sperrung der Eintrittskarten der Zutritt zum Stadion verwehrt.

Dem Kl. wurde daraufhin seitens viagogo der ursprünglich ver-

einbarte Betrag in Höhe von 396,45 Euro nicht gutgeschrieben.
Vielmehr wurde, so die bestrittene Behauptung des Kl., sein

viagogo-Konto mit einer Vertragsstrafe in Höhe von

135,00 Euro belastet. Die Summe dieser Beträge begehrt der Kl.
vom Bekl. als Schaden ersetzt.
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Aus den Gründen:

Die Klage ist zulässig, hat jedoch in der Sache keinen
Erfolg. [...]

Der Kl. hat gegenüber dem Bekl. keinen Anspruch
auf Zahlung von 531,45 Euro an Schadensersatz (vgl.
§§ 453 Abs. l, 433 Abs. l Satz 2, 435 Satz l, 437
Nr. 3, 249, 252 BGB). Der zwischen den Parteien
geschlossene Vertrag über die vier nicht personalisier-

ten Eintrittskarten als sog. kleine Inhaberpapiere im
Sinne von § 807 BGB ist ein Rechtskauf. Auf ihn
finden die Vorschriften über den Kauf von Sachen ent-
sprechende Anwendung (§ 453 Abs. l BGB; vgl. Pa-
landtAVeidenkaff, BGB, 79. Aufl. 2020, § 453
Rn. 27; zur rechtlichen Qualifikation der Eintrittskar-
ten vgl. Palandt/Sprau, § 807 BGB Rn. 3). Indessen
hat der Kl. weder dargetan noch bewiesen, dass die
ihm vom Bekl. verkauften Rechte im Zeitpunkt ihres
Erwerbs durch den Kl. mit einem Rechtsmangel behaf-
tet gewesen wären (§ 435 BGB entsprechend) und
dem Kl. daraus ein Vermögensschaden entstanden wä-

re.[...]

a) Ein Rechtsmangel liegt vor, wenn das verkaufte
Recht nicht in dem Umfang besteht, wie im Kaufver-
trag vorausgesetzt. Er kann insbesondere in einem

belastenden Drittrecht liegen, mithin darin, dass ein
Dritter Einwendungen gegen das verkaufte Recht er-

hebt (vgl. PalandtWeidenkaff, § 453 BGB Rn. 18,
20 a).

Im gegebenen Fall ist drei Personen, die drei der
vier Eintrittskarten über den Kl. bezogen hatten, der

Eintritt in das F.er S.-Stadion verwehrt worden. Ge-

stützt wurde dies auf die Regelung-unter 10.4 lit. b,

10.2 lit. a ATGB des SC F.. Darin lässt sich die
Geltendmachung eines belastendes Drittrechts sehen,
das aus den ATGB abgeleitet wurde, die dem Aus-
gangs-Kaufvertragsverhältnis zwischen dem Bekl. als

Käufer und dem SC F. als Verkäufer zugrunde gele-
gen hatten.

Diese Einwendung zu erheben, die Tickets zu sper-

ren und ihren Inhabern den Zutritt zum Stadion zu
verweigern, hatte seinen Grund allerdings nachweis-

lich in der irrigen Annahme, der - unter Einbeziehung
der ATGB verträglich gebundene - Bekl. habe die
Tickets über die Internet-Plattform viagogo weiterver-

äußert und so gegen die Regelung unter 10.2 lit. a

ATGB verstoßen (s. Auskunft des zuständigen Mit-
arbeiters des SC F.. [...]

Mithin beruhte die Einwendung auf einem Irrtum.
In Kenntnis der konkreten tatsächlichen Umstände
(Veräußerung über die Internet-Plattform viagogo
durch den Kl.) hätte sich der SC F. nicht auf seine
ATGB berufen können, da sie im Verhältnis zum
Kl., der nicht sein Kunde gewesen war, keine Gel-

tung entfalteten. Mit anderen Worten war die Ein-

wendung unberechtigt. Der SC F. hatte nicht das
Recht, die drei Tickets zu sperren und den drei Per-
sonen den Zutritt zu verwehren. Mit anderen Wor-

ten gab es kein belastendes Drittrecht, das die dem
Kl. verkauften Rechte mit einem Rechtsmangel be-

haftet hätte. Überdies war das, worauf der Kl. die
Gewährleistungshaftung zu stützen versucht, kein

Umstand, der schon im Zeitpunkt des Rechtserwerbs

durch den Kl. vom Bekl. vorgelegen hätte (zur Maß-
geblichkeit dieses Moments vgl. PalandtAVeidenkaff,

§ 435 BGB Rn. 7). Dieser Umstand (Veräußerung
der Eintrittskarten über die Internet-Plattform viago-

go) wurde vielmehr durch den Kl. selbst erst geschaf-
fen [...].

Der Kl. vertritt die Rechtsauffassung, es sei ohne

Bedeutung, aus welchem Grund der SC F. die Ein-

trittskarten durch Sperrung entwertet habe. Dem kann

nicht gefolgt werden. Unter dem Gesichtspunkt der
Rechtsmangelhaftigkeit und der Ursächlichkeit für
den vom Kl. geltend gemachten Mangelfolgeschaden
kommt es auf die genauen Umstände an, an denen der

Eintritt der Inhaber der drei Eintrittskarten gescheitert
ist.[...]

b) Es kann offenbleiben, ob nicht etwa der Bekl.
seinerseits gegen eine der Bestimmungen unter 10.2

verstieß, als er die Tickets dem Kl. im Rahmen eines
Verkaufsgesprächs über die sog. Chat-Funktion der
Internet-Plattform Ebay-Kleinanzeigen verkaufte.

Denn darauf stützte der SC F. die Sperrung der Tickets
nicht. Die Umstände des - dem SC F. im Einzelnen
verborgen geblichenen - Verkaufsgeschäfts zwischen
den Parteien waren nicht ursächlich für die Ticket-
sperrung und stifteten nicht den Schaden, den der Kl.
ersetzt verlangt. [...]

c) Ein Rechtsmangel kann auch nicht darin gesehen
werden, dass mit der Veräußerung vom Bekl. an den

Kl. gleichsam die Gefahr begründet worden ist, der
SC F. werde, wenn auch zu Unrecht, auf der Grund-

läge der nur im Verhältnis zum Bekl. vereinbarten
ATGB wegen - aus Sicht des Vereins - anstößiger

Umstände ihrer Weitergabe zur Sperrung und Ent-

wertung der Tickets schreiten. Die Gewährleistungs-

haftung für Rechtsmängel des verkauften Rechts gilt
nämlich nur für tatsächlich gegebene Drittrechte und
für rechtlich begründete Einwendungen Dritter gegen
das verkaufte Recht. Dafür, dass sich der Käufer auf
einmal etwaigen Einwendungen vermeintlicher Dritt-

berechtigter ausgesetzt sieht, hat der Verkäufer nicht
einzustehen. Die nur potentielle Störung durch einen

Dritten, der das verkaufte Recht oder ein Recht daran
für sich in Anspruch nimmt, reicht nicht aus, um die
Rechtsmängelhaftung des Verkäufers zu begründen
(vgl. MKAVestermann, BGB, 8. Aufl. 2019, §435
Rn. 4 m. w. N.; PalandtAVeidenkaff, §435 BGB
Rn. 18).[...]

(Mitgeteilt von Dir AG Johannes Daun, Singen)

Anmerkung:

In tatsächlicher Hinsicht zeigt die vorliegende Ange-
legenheit eindrucksvoll, weshalb der Ticket-Schwarz-
markt strikt zu unterbinden ist. Zum einen bilden sich
bedenkliche Sicherheitslücken dadurch, dass infolge
kettenartiger anonymisierter Weiterverkaufe unkon-

trolliert Personen in die Stadien gelangen können, die
ein erhebliches Risiko darstellen (z. B. sog. Stadion ver-
botler, die für den offiziellen Ticketerwerb nicht zuge-
lassen sind). Zum anderen wird das von den Clubs

gepflegte soziale Preisgefüge gesprengt. Vorliegend
wurden mit den Tickets, vom Club für jeweils
14,50 EUR verkauft, auf dem Schwarzmarkt ins-
gesamt über 500,00 EUR erlöst.

In rechtlicher Hinsicht ist das Urteil des AG Sin-
gen unter mehreren Gesichtspunkten kritisch zu se-

hen. Es trägt den wesentlichen rechtlichen Grund-
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gedanken des Ticket-Verkaufs im deutschen Pro-

fifußball bei weitem nicht in ausreichendem Maße
Rechnung. Die ständige Rechtsprechung wird gro-
ßenteils außer Acht gelassen. Das Urteil ist daher im
Rahmen einer Gesamtwürdigung als unzutreffend
einzuordnen.

Das Gericht scheint mehrere elementare Weichen

bei der rechtlichen Betrachtung der Angelegenheit in
die falsche Richtung gestellt zu haben. Der Einord-
nung der gegenständlichen Tickets als sog. kleine In-
haberpapiere i. S. d. § 807 BGB ist unter Zugrundele-
gung des Sachverhalts und der Entscheidungsgründe
nicht zu folgen. Es handelt sich vielmehr um qualifi-
zierte Legitimationspapiere i. S. d. §808 BGB. Der
Unterschied zu den kleinen Inhaberpapieren liegt zu-
vörderst darin, dass der Berechtigte individualisiert
ist. i

Eine derartige Individualisierung muss auch hier
erfolgt sein - andernfalls hätte der Club die schließlich
über viagogo veräußerten Tickets keinem Ersterwer-

ber zuordnen und den Ticketinhabern den Zutritt ver-

wehren können. Denn: wie hätte der Club feststellen
können, dass nicht der Beklagte als Ersterwerber, son-

dem die Kunden des Klägers als Dritterwerber Zutritt
zum Stadion begehrten, wenn nicht die Tickets auf
den Ersterwerber personalisiert gewesen wären?

Das zeigt auch, dass der Begriff der „Sperrung"
durch das Gericht nicht ausreichend klar herausgear-
beitet wurde. Eine „Sperrung" der Tickets in diesem

Zusammenhang bedeutet lediglich, dass das Ticket im
elektronischen Einlasssystem nicht unkontrolliert zu-

treten kann. Das Drehkreuz bleibt in diesen Fällen
geschlossen, der Ticketinhaber wird kontrolliert.
Stimmt der Ticketinhaber mit derjenigen Person über-
ein, die das Ticket als Ersterwerber beim Club erwor-
ben hat, wird ihm der Zutritt freilich auch gewährt.
Stellt sich im Rahmen der Kontrolle jedoch heraus,
dass das Ticket über den Schwarzmarkt weitergegeben
wurde, wird dem Ticketinhaber auf Grundlage der
Allgemeinen Ticket-Geschäftsbedingungen („ATGB";
dazu sogleich) entschädigungslos der Zutritt verwei-
gert. In diesem Zusammenhang wird auch der Sinn

und Zweck der Individualisierung und der Formulie-
rung von Weitergabe- respektive Abtretungsein-

schränkungen in den ATGB der Clubs deutlich. Zur
Wahrung ihrer legitimen2 Interessen (u.a. Erhalt der
Veranstaltungssicherheit und des sozialen Preisgefü-
ges) ist es unerlässlich, die Tickets zu individualisieren
und damit zu personalisieren. Eine wirksame Weiter-

gäbe- respektive Abtretungseinschränkung kann
(rechtlich) auch nur für qualifizierte Legitimations-
papiere vereinbart werden, da sich deren Übertragung
nach §§ 398, 952 BGB richtet.3

Dabei ist nicht erforderlich, dass der Name des
Erwerbers oder des Berechtigten auf das Ticket ge-

druckt oder dort eingetragen ist. Es genügt, wenn aus

dem Papier - in Verbindung mit der Ausgabekonstel-
lation - durch Auslegung erkennbar wird, wer der

Zutrittsberechtigte sein soll. Wenn sich aus den Um-

ständen ergibt, dass die in der Urkunde versprochene
Leistung (Zutritt zum Stadion beim betr. Spiel inkl.

l Palandt/Sprau, § 808 Rn. l; LG München, Urt. v. 2. 8.2017; Az.37 0
17726/16.

2 BGH, Urt. v. 11. 9. 2008, Az. I ZR 74/06.
3 Holzhäuser/Kariin, Handbuch Fußballrecht, 2. Auf!., Kap. 25 Rn. 30.

Sitz- oder Stehplatz) einer bestimmten identifizier-
baren Person zustehen soll, handelt es sich bei dem
Ticket um ein qualifiziertes Legirimationspapier i. S. d.
§ 808 BGB.4

Nahezu alle Tickets sämtlicher Fußballbundesliga-
clubs werden mit Individualisierungsmerkmalen ver-
sehen, sodass diese auf den Erstkäufer zurückführbar
sind - zudem bringen alle Clubs (wie auch vom Dach-
verband, der DFL, in den Muster-ATGB vorgesehen)
mittels ihrer ATGB zum Ausdruck, dass sie nur den
Erstkäufern sowie denjenigen Dritten, die ohne Ver-
stoß gegen die ATGB das Ticket erworben haben, den
Zutritt gewähren wollen. Das ist im Rahmen der Beur-

teilung der Rechtsnatur der Tickets der springende
Punkt. Und nicht etwa, ob die Personalisierung mittels
eines Namensabdrucks, eines QR-Codes, eines Strich-

codes oder einer Warenkorbnummer erfolgt.5

Aus der Einordnung der Tickets als qualifizierte
Legitimationspapiere ergibt sich rechtlich eine abwei-
chende Betrachtung der vorliegenden Angelegenheit,
obwohl das Gericht im Ergebnis die zutreffenden Nor-
men prüft: §§ 453 Abs. l, 433 Abs. l S. 2, 435 S. l,
437 Nr. 3, 249,252 BGB.

Das zwischen den Parteien abgeschlossene Rechts-

geschäft stellt nämlich nicht (nur) einen Rechts- res-
pektive Forderungskauf nach § 453 BGB dar, sondern
(auch) eine Abtretung gemäß §§ 398 ff. BGB. Die
Übertragung des im Ticket verbrieften Rechts erfolgt
also nicht durch Verfügung über die Urkunde, son-
dem durch Abtretung nach §§ 398 ff. BGB.6
§ 398 BGB regelt die rechtsgeschäftliche Übertragung
(Abtretung) von Forderungen. Sie übernimmt funktio-
nal die Rolle der §§ 873, 925, 929 ff. BGB für Forde-
rungen, hat also sachenrechtlichen Charakter. Nur

Forderungen, die dem Zedenten zustehen, bestimmbar

und übertragbar sind, können abgetreten werden. Die

Abtretung erfolgt auf der Grundlage eines Zessions-
Vertrages.7 Das Recht am Papier folgt aus dem Recht

aus dem Papier.8

Die Abtretung als Verfügung ist grundsätzlich zu
unterscheiden von dem ihr zugrunde liegenden Kau-

salgeschäft. Allerdings können die beiden Rechts-
geschäfte zusammenfallen und im Rechtsverkehr häu-
fig ineinander aufgehen, weil (anders als bei Sachen)
die Verfügung über Forderungen über die Einigung
hinaus keines weiteren (Real-)Akts bedarf. So ist häu-
fig im Rechtsgrundgeschäft der Abtretungsvertrag be-
reits stillschweigend mit abgeschlossen.9 Kausal-
geschäft ist vorliegend ein Forderungskauf (§453
BGB), sodass sich der Schadensersatzanspruch des
Klägers nach o. g. Normen richtet.

Es stellt sich also die Frage, ob dem Kläger als
Zweiterwerber der Tickets Schadensersatzansprüche
gegen den Beklagten als Ersterwerber zustehen, wenn

dieser Tickets weitergibt, die mit einer Weitergabe-
respektive Abtretungseinschränkung belegt sind. Die
Abtretung als Verfügungsgeschäft wird zwar grund-
sätzlich von Mängeln des Verpflichtungsgeschäfts in

4 Afes/Eulenburg in jurisPK; 8. Aufl., § 808 Rn. 6; Holzhäuser/Karlin,
Handbuch Fußballrecht, 2. Aufl., Kap. 25 Rn. 26, LG München, Un. v.
2. 8. 2017, Az. 37 017726/16.

5 LG München, Urt. v. 2. 8. 2017; ÄZ..37 0 17726/16.
6 MüKoBGB/Habersack BGB § 808 Rn. 4.
7 BeckOK BGB/Rohe BGB § 398 Rn. 26-29.
8 Holzhäuser/Karlin, Handbuch Fußballrecht, 2. Aufl., Kap. 25 Rii. 29.
9 MüKoBGB/Roth/Kieninger BGB § 398 Rn.23-26.
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ihrer Wirksamkeit nicht berührt. Möglich ist aber die
Herstellung eines Bedingungszusammenhangs oder
die Zusammenfassung zur Geschäftseinheit i. S. d.
§ 139 BGB.io

Die Rechtsprechung bejaht die Möglichkeit einer
durch einen Einheitlichkeitswillen der Beteiligten ge-
tragenen Zusammenfassung von Verpflichtungs- und

Verfügungsgeschäft;1! Teile des Schrifttums sehen hie-
rin eine unzulässige Durchbrechung des Abstraktions-
prinzips.12 Allerdings muss dieser Ansicht entgegen-
gehalten werden, dass bei der Prüfung eines einheitli-
chen Rechtsgeschäfts zu untersuchen ist, ob die Ver-

knüpfung eines Verfügungsgeschäftes mit einem
Verpflichtungsgeschäft nicht so weit geht, dass die
Existenz eines einheitlichen Rechtsgeschäftes zu beja-
hen ist. Es ist nämlich durchaus möglich, das dingliche
Erfüllungsgeschäft in seinem Bestand von der recht-

lichen Wirksamkeit des Schuldgrundes abhängig zu
machen.13

Es ist also von einem einheitlichen Geschäft aus-
zugehen. Damit haftet, hier ist dem Gericht grundsätz-
lich zuzustimmen, der Zedent als Verkäufer einer For-

derung nach Maßgabe der §§ 453 i. V. m. 433, 435
BGB.14 Bei der Anwendung und Prüfung dieser Vor-
Schriften jedoch kann dem Gericht nicht gefolgt wer-
den. Richtig ist nur, dass ein Rechtsmangel vorliegt,
wenn das verkaufte Recht im Zeitpunkt des Erwerbs
durch den Kläger mit einem Rechtsmangel behaftet
ist. Wenn also dieses Recht nicht in dem verträglich
vorausgesetzten Umfang besteht.

Das ist der Fall, wenn ein belastendes Drittrecht
besteht, wenn ein Dritter Einwendungen gegen das

verkaufte Recht erhebt sowie insbesondere wenn das

Recht gemäß § 399 BGB unübertragbar ist.15 Das
Gericht sieht die Zutrittsverweigerung (oder die
„Sperrung" (vgl. o.)) der gegenständlichen Tickets als
derartigen Rechtsmangel. Dieses belastende Drittrecht
resultiert aus den zwischen Beklagtem und Club ver-

einbarten ATGB, deren Weitergabe- respektive Abtre-

tungseinschränkungen nach ständiger Rechtspre-

chung wirksam sind.16

Diese Einschränkungen gelten jedoch nicht nur,
wie vom Gericht irrig angenommen, für die Ticket-
Weitergabe über viagogo (Kläger an Dritterwerber),
sondern gleichermaßen für die Ticket-Weitergabe
über eBay-Kleinanzeigen (Beklagter an Kläger). Das
Gericht geht also anzutreffend davon aus, dass es bei
dem gegenständlichen Rechtsgeschäft zwischen Klä-
ger und Beklagtem kein belastendes Drittrecht gege-
ben hätte, das die dem Kläger verkauften Rechte mit
einem Rechtsmangel behaftet hätte. Das Gegenteil ist
der Fall. Bereits durch das Anbieten der Tickets auf
eBay Kleinanzeigen hat der Beklagte gegen die Be-
Stimmungen der ATGB des Clubs, konkret gegen die
Weitergabeeinschränkungen verstoßen. Dort heißt es

wörtlich: „Dem Kunden ist es insbesondere unter-

10 BAG NJW 1967, 751; BeckOKBGB/Rohe BGB § 398 Rn. 52; BGH
NJW 1982, 275; MüKoBGB/Roth/Kieninger BGB § 398 Rn. 26.

11 BGH, Urt. v. 26. 10. 1990 - V ZR 22/89; BGHZ 82, 188; BGH NJW
92, 3237, MüKoBGB/Busche BGB § 139 Rn. 20-22.

12 Staudinger/Ro(fc, 2015, Rn. 54.
13 MüKoBGB/Busche BGB § 139 Rn. 20-22.
14 MüKoBGB/Roth/Kieninger BGB § 398 Rn: 26; Kotz, Europäisches Ver-

tragsrecht, 2. Auf l. 2015, 501.
15 Palandt/Weidenkaff, § 453 Rn. 18,20,20a.
16 PalandtWeidenkaff, § 399 Rn. 10; BGH NJW 2009, 1504; LG Mün-

chen, Urt. v. 2. 8. 2017; Az. 37 0 17726/16.

sagt, Tickets öffentlich, insbesondere bei Auktionen
oder im.Internet, (z. B. bei Ebay, Ebay-Kleinanzeigen

[sie!], Facebook) (...) zum Kauf anzubieten und/oder
zu verkaufen".17 In dem Moment, in dem die Tickets

über eBay Kleinanzeigen angeboten und/oder ver-

kauft werden, entsteht das Recht des Clubs, diese
Tickets Zwecks Kontrolle vorläufig zu sperren und
dem Zweiterwerber endgültig entschädigungslos den
Zutritt zum Stadion zu verwehren. Das gilt auch

dann, wenn die Abtretung nicht gänzlich aus-

geschlossen, sondern von der Zustimmung des Clubs

oder einer Anzeige an diesen abhängig gemacht
wird.18

Nach Ansicht des Gerichts könne dies „offenblei-
ben", weil der Club die Sperrung der Tickets darauf
nicht stütze; die ursprüngliche Weitergabe über eBay
Kleinanzeigen sei „nicht ursächlich" für die Sperrung
und damit nicht schadensstiftend.

Diese Annahme geht fehl. Denn im Rahmen der
Prüfung von § 435 BGB kommt es nur darauf an, ob
das Recht, das den Rechtsmangel begründet, tatsäch-
lich besteht.19 Die bloße Geltendmachung eines be-
haupteten Rechts spielt ebenso wenig eine Rolle wie
die Nicht-Geltendmachung eines bestehenden
Rechts.20 Das ergibt sich bereits aus der Definition
des Rechtsmangels: Ein solcher liegt vor, wenn von

Dritten aufgrund eines privaten oder öffentlichen
Rechts u.a. der unbeschränkte Gebrauch des Kauf-

gegenstands beeinträchtigt werden kann.21 Von ei-

nern Rechtsmangel ist überall dort auszugeben, wo

Rechte eines Dritten individuell geeignet sind, den
Käufer in der ungestörten Ausnutzung der ihm ge-

bührenden Rechtsposition zu beeinträchtigen.22 Ob
das Recht des Dritten den Käufer bei der intendierten
Verwendung der Sache tatsächlich stört, ist unerheb-
lich. 23

Somit bestand entgegen der Ansicht des Gerichts
schon allein wegen des Anbietens der gegenständli-
chen Tickets des Beklagten auf eBay Kleinanzeigen ein
tatsächlich gegebenes Drittrecht, was mit einer recht-

lich begründeten Einwendung eines Dritten gegen das
verkaufte Recht gleichzusetzen ist.

Überdies spricht das Gericht anzutreffend davon,
dass der Club sich hätte „in Kenntnis der konkreten
tatsächlichen Umstände (...) nicht auf seine ATGB
berufen können, da sie im Verhältnis zum Kl., der
nicht sein Kunde gewesen war, keine Geltung entfalte-

ten" und „die Einwendung unberechtigt^ gewesen sei.

Auch in diesem Zusammenhang ist das Gegenteil der
Fall: Sobald Tickets entgegen der ATGB-mäßig formu-
lierten Weitergabeeinschränkungen weitergegeben
werden, ist der veranstaltende Club berechtigt, den

jeweiligen Ticketinhabern den Zutritt zu verweigern.24
Wie oft die Tickets auf welcher nicht autorisierten
Plattform weitergegeben wurden, ist im Anschluss
vollkommen obsolet.

17 https://www.scfreiburg.com/sites/default/files/atgb_2019_stand_ju-
ni_2019.pdf.

18 BGH NJW 1990, 109; BGH ZIP 2010, 890; PalandtWeidenkaff, § 399
Rn.12.

19 PalandtWeidenl;aff,§435Rn.l8.
20 PalandtWeidenkaff, § 435 Rn. 16.
21 PalandtWeidenkaff, § 435 Rn. 5.
22 MüKoBGB/Westermann BGB § 435 Rn. 4.
23 BeckOKBGB/Faust BGB §435 Rn. 7; FraktionsE, BT-Drs. 14/6040,

218.
24 LG München, Urt. v. 2. 8.2017, Az.37 0 17726/16 (Seite 22).
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Schließlich kann auch die Beweislastverteilung des
Gerichts nicht überzeugen. Im Rahmen von § 435
BGB trägt die nämlich der Verkäufer; der Käufer
muss einen bestimmten Rechtsmangel behaupten,

dessen Abwesenheit dann der Verkäufer zu beweisen
hat.25 So sind die Ausführungen des Gerichts, der
Kläger hätte „weder dargetan noch bewiesen, dass
die ihm vom Beklagten verkauften Rechte im T^eit-
punkt ihres Erwerbs durch den Kl. mit einem Rechts-
mangel behaftet gewesen wären" ebenfalls nicht zu-
treffend.

Damit ist dem Kläger auch ein Schadensersatz-

ansprach gemäß §§ 453, 433, 435 437, 249, 252 BGB
entstanden, der sich auf alle unmittelbaren und mittel-

baren Nachteile erstreckt.26 Auf Rechtsfolgenseite wä-

re nun zu prüfen gewesen, ob der Mangelfolgescha-

den, den der Kläger infolge des gescheiterten Verkaufs
über viagogo geltend macht, vom Anspruch erfasst ist.

Zudem müsste dem Kläger Vorsatz oder Fahrlässig-
keit gemäß § 276 BGB zur Last gelegt werden können.
Angesichts der mannigfaltigen Berichterstattung über
die „Unzulässigkeit" nicht autorisierter Ticket-Weiter-

gäbe sollte ein Außerachtlassen der im Verkehr erfor-
derlichen Sorgfalt bei einer Weitergabe mit einem
Preisauf schlag von über 30 Prozent aber anzunehmen

sein.

Zusammenfassend trägt das Urteil leider der Kom-
plexität und alltäglichen Relevanz des Streitgegen-
Stands nicht in ausreichendem Maße Rechnung. Was

sich zunächst simpel anhört, ist im Rahmen einer dif-
ferenzierten rechtlichen Betrachtung eine anspruchs-

volle juristische Disziplin. Letzten Endes kommt das
Gericht nach hiesiger Ansicht zu einem anzutreffenden
Ergebnis.

Rechtsanwalt Josias Schreyer, München

6. Saisonwertung bei unterschiedli-
eher Spielanzahl ermessensfehlerhaft

§§ 25, 26, 315 BGB; §§ 21 ff. Satzung DTTB

l. Das DTTB-Präsidium ist zur Entscheidung über
den Abbruch und die Wertung der Spielsaison beru-
fen, wenn es sich der Natur nach um eine Maßnahme

der Geschäftsführung und damit um eine genuine Exe-
kutiventscheidung handelt, die weder ein Grundlagen-
geschäft noch eine Angelegenheit betrifft, die nach der
Satzung oder dem Gesetz zwingend der Mitgliederver-
Sammlung vorbehalten ist.

2. Die Wertung des aktuellen Tabellenstands im Zeit-
punkt des Abbruchs der Spielzeit stellt nur dann einen
tauglichen Maßstab für Auf- und Abstiegsentschei-
düngen dar, wenn die Vereine gleich viele Spiele absol-
viert haben. (Leitsätze der SpuRt-Redaktlon)

DTTB-Bundesgericht, Un. v. 7. 7. 2020, Az. BG l/

2020

25 Palandt/Weidenkaff, § 435 Rn. 19, BeckOK BGB/Faust BGB § 435 Rn.
26.

26 PalandtWeidenkaff, § 280 Rn. 32.

Zum Sachverhalt:

Aufgrund der steigenden Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus

haben das Ressort Erwachsenensport und der Ausschuss für

Leistungssport des Berufungsbeklagten (des (Deutschen Tisch-
tennis Bundes, DTTB) nach einer Telefonkonferenz am 31. 3.

2020 mit Vertretern aller Regionen und Landesverbänden sowie

mit Vertretern des Berufungsbeklagten am l. 4. 2020 im schrift-

lichen Verfahren beschlossen, dass die Spielzeit 2019/2020 so-
fort beendet wird. Somit fanden auch keine Relegationen/Ent-

scheidungsspiele statt, sondern die Spielzeit 2019/2020 wurde
anhand der zum Zeitpunkt der Aussetzung der Spielzeit am

13. 3. 2020 gültigen Tabelle gewertet (=Abschlusstabelle).
Gegen die Entscheidung vom l. 4. 2020 legte der Berufungs-

kläger am 15. 4. 2020 Einspruch beim Vorsitzenden des Sport-
gerichts ein. Der Berufungskläger spielte in der Saison 2019,
2020 mit seiner l. Herrenmannschaft in der Oberliga Bayern
und belegte beim Abbruch der Saison nach 14 ausgetragenen
Spielen hinter dem FC Bayern München II den 3. TabeUenplatz.
Bayern München II auf dem 2. Tabellenplatz hatte bereits 16
Spiele absolviert. Der Berufungskläger hat gerügt, dass der Be-

schluss vom l. 4. 2020 nicht vom Ressort für Leistungssport

hätte getroffen werden dürfen. Zur Änderung der Regularien
wäre allein der Bundestag zuständig gewesen. Im Übrigen ver-

stoße der Beschluss in mehrfacher Hinsicht gegen die Wettspiel-
Ordnung (WO), weil u. a. unberücksichtigt geblieben sei, dass
einzelne Mannschaften beim Abbruch der Saison unterschied-

lich viele Spiele absolviert hatten, u. a. deshalb, weil ein Spiel
des Zweitplatzierten vorverlegt worden sei, während ein Spiel-

veriegungsantrag des Berufungsklägers abgelehnt worden sei.

Der Beschluss sei ungerecht und verstoße gegen den Grundsatz

des Fairplay. Es liege zu seinen, des Berufungsklägers Lasten,

eme besondere Härte vor. Der Berufungskläger ist der Auffas-

sung, dass er bei normaler Durchführung der Saison das Errei-

chen des Tabellenplatzes 2 vor Bayern München „in den eige-

neu Händen" gehabt hätte. Alle vier noch auszufragenden Par-

den wären gegen Mannschaften gewesen, die in der Tabelle

hinter ihm standen.

Das Sportgericht hatte den Einspruch mit Beschluss zurück-
gewiesen.

Aus den Gründen:

Die Berufung hat in der Sache teilweise Erfolg. Die
Ausführungen des Sportgerichts in dessen Beschluss
vom 13. 5. 2020 halten einer rechtlichen Nachprü-
fung nur teilweise stand.

l. Im Ergebnis rechtsfehlerfrei hat das Sportgericht
allerdings angenommen, dass der streitgegenständliche
Beschluss des Berufungsbeklagten vom l. 4. 2020 for-
mell rechtmäßig ist. Die hiergegen gerichteten Beru-
fungsangriffe bleiben ohne Erfolg. Dabei kann hin-
sichtlich der Frage der Zuständigkeit für die Entschei-
düng über den Abbruch und die Wertung der Spiel-
saison 2019/2020 letztlich dahinstehen, ob eine
Zuständigkeit des Ressorts Erwachsenensport respek-

tive des Ausschusses für Leistungssport bestanden hat.

Denn nach den getroffenen Feststellungen und den vor-

liegenden Unterlagen hat das Präsidium im Rahmen
einer Telefonkonferenz noch am selben Tage den streit-

gegenständlichen Beschluss inhaltlich gebilligt und da-
mit genehmigt, was von Seiten des Präsidiums mit
Schreiben vom 30. 4. 2020 ausdrücklich schriftlich be-
stätigt wurde. Damit liegt eine formwirksame Entschei-
düng des verbandsintern zuständigen Organs vor.

a) Das Sportgerichr hat im Ergebnis zu Recht an-
genommen, dass das Präsidium in der gegenwärtigen
Lage dazu berufen war, eine Entscheidung über den
Abbruch und die Wertung der Spielsaison 2019/2020
zu treffen.


